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Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. I / B 70 „Wohngebiet Im Lecke“ 

 
•  Pläne zum Entwurf 
• Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 

und aus der Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
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Bebauungsplan Nr. I / B 70 „Wohngebiet Im Lecke“ – Entwurf Nutzungsplan 
 

 
 
 
 
 
 

 



A2 - 2 
 

Legende – Entwurf Nutzungsplan 
 

 



A2 - 3 
 



A2 - 4 
 

Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Die Planunterlagen konnten vom 09.05.2014 bis einschließlich 10.06.2014 im Bauamt der 
Stadt Bielefeld und im Bezirksamt Brackwede eingesehen werden. Im Rahmen der Offenle-
gung sind keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit eingegangen. 
 
 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 
Vorgetragene Stellungnahmen der Behörden und der Träger öffentlicher Belange wurden 
unter städtebaulichen Gesichtspunkten gewürdigt und sind in der Planzeichnung bzw. den 
Festsetzungen und in der Begründung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. I / B 70 
„Wohngebiet Im Lecke“ berücksichtigt worden. 
 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist auf innerhalb des  Geltungsbereiches gelegene 
Telekommunikationslinien hin und regt die Aufnahme einer textlichen Festsetzung bzgl. aus-
reichender Trassen in Straßen / Gehwegen für die Unterbringung von Telekommunikationsli-
nien an. Darüber hinaus werden zum Zweck einer koordinierten Hinweise auf eine Informa-
tions- und Anzeigepflicht der Bauausführenden vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen 
gegeben. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Hinweise der Telekom werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise sind inhaltlich für 
die Bauausführung relevant, Festsetzungen oder Hinweise auf Ebene der Bauleitplanung 
sind nicht erforderlich. Aus diesem Grund wird der Bitte um Aufnahme einer textlichen Fest-
setzung bzgl. ausreichender Trassen in Straßen / Gehwegen zur Unterbringung von Tele-
kommunikationslinien nicht gefolgt. 
 
 
Die Stadtwerke Bielefeld GmbH teilt mit, dass die vom Amt für Brand- und Katastrophen-
schutz für ausreichend genannte Löschwassermenge von 48 m³/h für die Dauer von mindes-
tens zwei Stunden von der Stadtwerke Bielefeld GmbH über das Trinkwassernetz bereitge-
stellt werden kann. Hierfür ist ein Unterflurhydrant an die Trinkwasserversorgungsleitungen 
zu montieren. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Hinweise zur Löschwasserversorgung werden zur Kenntnis genommen und die Begrün-
dung (Anlage D) in Pkt. 8.1 um die Angaben zur Löschwassermenge und zur Montage eines 
Unterflurhydranten ergänzt. 

Änderungs- und Ergänzungsvorschläge der Verwaltung 
 
Die Änderungs- und Ergänzungsvorschläge der Verwaltung dienen der Verdeutlichung 
und Präzisierung von zeichnerischen und textlichen Festsetzungen sowie von Aussa-
gen in der Begründung und Darstellungen im Gestaltungsplan. Hiermit wird für den 
Regelungsinhalt des Bebauungsplanes eine Rechtssicherheit geschaffen. Die Not-
wendigkeit einer erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 4a (3) BauGB ergibt sich 
dadurch nicht. 
 
Überbaubare Grundstücksfläche des Kindergartens 
Die überbaubare Grundstücksfläche des Kindergartens wird in östliche Richtung um rd. 
7,30 m vergrößert, um die beabsichtigte bauliche Erweiterung des Kindergartens planungs-
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rechtlich zu ermöglichen. Neben der zeichnerischen Darstellung im Nutzungsplan wird dies 
in der Begründung in Pkt. 6.2 aufgenommen. 
 
Erhaltenswerter Baumbestand 
Im Bereich der festgesetzten öffentlichen Grünflächen und der Fläche für den Gemeinbedarf 
werden in Abstimmung mit dem zuständigen Fachamt zehn Bäume im Nutzungsplan punk-
tuell zum Erhalt festgesetzt. Die textlichen Festsetzungen (Pkt. 9) und die Begründung (Pkt. 
6.4) werden entsprechend ergänzt. 
 
Planstraße - Wendeanlage und Abfallentsorgung 
Die Planstraße ist nach Auskunft des zuständigen städtischen Fachamtes im Querschnitt 
und in der Dimensionierung der Wendeanlage für die Befahrbarkeit eines 3-achsigen Müll-
fahrzeuges geeignet. Daher wird der bislang vorgesehene „Standort für Müllbehältnisse“ im 
Einmündungsbereich der Planstraße gestrichen. Die Begründung wird in Pkt. 7 entspre-
chend ergänzt. Die Parzellierung der Wendeanlage wird nach Abstimmung mit dem zustän-
digen Fachamt in den Ecken ausgerundet. 
 
Planstraße - Sichtdreieck 
Im Einmündungsbereich der Planstraße wird im Nutzungsplan ein Sichtdreieck eingetragen. 
Unter „Sonstige Hinweise“ werden die textlichen Festsetzungen um den Hinweis ergänzt, 
dass innerhalb des Sichtdreieckes eine Bewuchshöchstgrenze von 80 cm gilt, wobei einzel-
ne Bäume hiervon ausgenommen sind.  
 
Immissionsschutz 
In Folge der Beteiligung des zuständigen Fachamtes wurden die Ausführungen zum Immis-
sionsschutz in Pkt. 9.3 der Begründung und die entsprechenden Festsetzungen in Pkt. 10 
der textlichen Festsetzungen überarbeitet. 
 
Energieeffizienz 
Der Begründung wird in dem neuen Pkt. 9.6 eine Ausführung zur Energieeffizienz beigefügt.   
 
Belange sozialer Infrastruktur 
Die Ausführungen der Begründung werden in Pkt. 10.1 (Grundschule) und Pkt. 10.3 (Spiel-
fläche) an aktualisierte Angaben des zuständigen Fachamtes angepasst. 
 
Kosten 
Die Ausführungen der Begründung werden in Pkt. 11 an aktualisierte Angaben der zuständi-
gen Fachämter angepasst.  
 
Niederschlagswasserentsorgung 
In den textlichen Festsetzungen wird unter „Sonstige Hinweise“ ein den Ausführungen des 
Versickerungsgutachtens und der Stellungnahme der Umweltbetriebe entsprechender Hin-
weis auf die Niederschlagswasserentsorgung hinzugefügt. 
 
Baumpflanzungen 
In den textlichen Festsetzungen wird unter „Sonstige Hinweise“ ein Hinweis aufgenommen, 
dass Baumpflanzungen auf privaten Grundstücksflächen einen Abstand von 2 m zur öffentli-
chen Straßenverkehrsfläche einhalten müssen, um ein Eindringen der Wurzeln in die Stra-
ßenparzelle zu vermeiden. 
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